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14.7.2020: Bundeskanzlerin Dr. Angela Merkel (links) und Ministerpräsident Dr. Markus Söder (rechts) bei der Kabi-
nettssitzung in der Spiegelgalerie des Neuen Schlosses Herrenchiemsee.

 
 

Beim Anblick dieser Prunksitzung muß man unwillkürlich 
an diese Worte der französischen Königin Marie Antoinette 
(1755–1793) denken, die diese über das darbende Volk ge-

sagt haben soll. Siehe dazu Seite 2.
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Wer gehört 
auf die Müllhalde?
In der linken taz, die tages-
zeitung, die in Antifa-Kreisen 
zu den sogenannten »Leit-
medien« zählt, forderte die 
Schreiberin Hengameh Ya-
ghoobifarah am 15.6.2020 
(das ist die gleiche Schrei-
berin, die 2017 in der glei-
chen Zeitung die deutsche 
Kultur als »Dreckskultur von 
Kartoffeln« bezeichnete) die 
Entsorgung aller Sicherheits-
kräfte des Staates auf der 
Müllhalde:
»Spontan fällt mir nur eine 
geeignete Option ein: die 
Mülldeponie. Nicht als 
Müllmenschen mit Schlüs-
seln zu Häusern, sondern 
auf der Halde, wo sie wirk-
lich nur von Abfall um-
geben sind. Unter ihres-
gleichen fühlen sie sich 
bestimmt auch selber am 
wohlsten.«
Bettina Röhl, die Tochter 
von Ulrike Meinhof, stellte 
zur staatlichen Förderung 
des Linksextremismus in der 
BRD in der NZZ dazu die 
richtige Frage:
»Man darf die Frage stel-
len, ob die Antifa so etwas 
ist wie eine verbeamtete 
RAF, eine Terrorgruppe mit 
Geld vom Staat unter dem 
Deckmantel "Kampf gegen 
rechts".«
Wenn ich sehe, daß auf einer 
Demo in Frankfurt die Polizei 
pauschal mit »Nazi« gleich-
gesetzt wird (siehe Seite 3) 
und die von Steuergeldern 
mitfinanzierte GRÜNE JU-
GEND den Analsex als Re-
zept für den gewünschten 
Volkstod empfiehlt (Seite 
10), frage ich mich, wer da 
alles auf die Müllhalde ge-
hört.

Ihre Sabine Möller

 
 

 

 
 

 

Kann ein Bild typischer für 
die Abgehobenheit deutscher 
Politiker stehen, als Merkel 
und Söder im Spiegelsaal von 
Schloß Herrenchiemsee, um-
geben von ihren Hofschran-
zen? 
Der Ministerpräsident von Bay-
ern, Markus Söder, hatte zu einer 
Kabinettssitzung am 14.7.2020 
auf Schloß Herrenchiemsee 
geladen ‒ Ehrengast: Kanzlerin 
Angela Merkel. Sinnigerweise 
wird die Insel Herrenchiemsee, 
auf der das Schloß liegt, auch 
»Märcheninsel« genannt.
Während wir alle unter den Co-
rona-Folgen leiden, schwelgen 
diese Volksvertreter in einer 
Prachtentfaltung, die an die Ge-
lage des Sonnenkönigs erinnert.
Auch wenn das Zitat »Wenn sie 
kein Brot haben, sollen sie doch 
Kuchen essen« der französi-
schen Königin Marie Antoinette 
nur zugeschrieben wird, macht 
es doch die Kluft zwischen dem 
Volk und den Herrschenden 
überdeutlich.
Inwieweit Angela Merkel bei ih-
rem Treffen mit Markus Söder 
diesem zugeraunt hat »Wenn 
die Rente nicht reicht, dann 
sollen sie doch Flaschen sam-
meln!«, ist nicht überliefert, aber 
vorstellbar. Viel wichtiger ist die 
Botschaft, die von diesem Bild 
ausgeht. 
Welche Geringschätzung ge-
genüber dem Bürger muß dazu-
gehören, um in Zeiten, in denen 
die deutsche Wirtschaft darnie-
derliegt, Millionen um ihren Ar-
beitsplatz bangen und zehntau-
sende Firmen in diesem Jahr in 
die Insolvenz stürzen werden, 
ein Treffen in diesem Rahmen 
abzuhalten?
Zugegeben, der Gast, Angela 
Merkel, gleicht immer mehr dem 
Gehabe des Sonnenkönigs Lud-
wig XIV., aber muß man dem 
verdummten Wähler auch noch 
wortwörtlich vor Augen führen, 

wo sein Platz in dieser Demo-
kratie ist? 
Es paßt zu den Entscheidungen 
der letzten Jahre, die uns Mer-
kel und ihre Blockparteien CDU/
CSU/SPD/GRÜNE/FDP/LINKE 
beschert haben ‒ nur hat das 
»undankbare Volk« diese Seg-
nungen noch nicht erkannt:
Gegen den Willen der Mehrheit 
wurde uns eine Energiewende 
aufgezwungen, deren Kosten in 
die Billionen gehen. 
Die bewußt bis heute offen gehal-
tenen Grenzen haben Deutsch-
land eine Einwanderungswelle 
beschert, deren Folgen täglich 
in unseren Städten und Straßen 
zu sehen sind.
Der angeblich »menschgemach-
te Klimawandel« wird zum Anlaß 
genommen, unsere Industrie ab-
zuwickeln, um so unser Land auf 
ein Dritte-Welt-Niveau zu brin-
gen. Die »Corona-Krise« soll 
nun die »Große Transformation« 
der Gesellschaft beschleunigen 
und den täglichen Demokratie-
abbau unumkehrbar machen.
Kritiker dieser verhängnisvol-
len Politik werden als Klima- 
oder Coronaleugner, Rassi-
sten, Nazis, Rechtsextreme, 
Populisten, Verschwörungs-
theoretiker oder einfach als 
Pöbel abgetan, mit denen man 
sich nicht abgibt ‒ ganz nach 
Feudalherrenart.
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GEDANKEN ZUM ZEITGESCHEHEN

Das Ziel: Die »Große 
Transformation«
Das Foto, aufgenommen bei einer 
Demo in Frankfurt, sagt alles.
Wenn sich Polizisten vor Demon-
stranten niederknien oder Formel-
1-Piloten vor dem Start, wenn in 
übergroßen Lettern auf den Stra-
ßen Amerikas in leuchtendgelber 
Farbe »Black Lives Matter« ge-
schrieben steht, wenn »All Lives 
Matter« bereits als rassistisch gilt, 
wenn gefordert wird, Denkmäler 
deutscher Geistesgrößen nieder-
zureißen, dann ist der Untergang 
des Abendlandes, so wie wir es 
kennen, nicht mehr fern.
In einer beispiellosen PR-Aktion 
ist es den Marxisten weltweit ge-
lungen, den Tod eines kriminellen 
Schwarzen für ihre Zwecke zu in-
strumentalisieren.
Während Millionen von schwer-
punktmäßig jungen Leuten den 
Schalmeienklängen der roten 
Verführer folgen und glauben, 
den Strippenziehern dieses gi-
gantischen Betruges ging es um 
Menschlichkeit, spielt sich im Hin-
tergrund die lange geplante »Gro-
ße Transformation« ab.

Dazu müssen die staatstragen-
den Institutionen, wie Justiz, Po-
lizei, Militär und jegliche Autorität, 
untergraben, lächerlich gemacht, 
oder noch besser, direkt abge-
schafft werden ‒ und genau dies 
geschieht momentan in den west-
lichen Demokratien.
Gewalt gegen Menschen und Sa-
chen wird der höheren Idee wil-

len verniedlicht oder ganz totge-
schwiegen.
Deutschland nimmt dabei wieder 
einmal eine Sonderstellung ein. 
Während z.B. Trump das Kind 
beim Namen nennt, hüllt sich 
Merkel und ihre Regierung in 
Schweigen über den Terror, der 
auf unseren Straßen tobt. Ob es 
»Antirassismus«-Demos sind, 
»Partys mit Event-Charakter« 
oder die offensichtlichen Gewalt-
orgien der Antifa, für alles gibt 
es von Seiten der Politik und der 
Medien eine Erklärung oder eine 
Entschuldigung. 
Einem Tornado gleich fegt ein 
kulturvernichtender Sturm über 
diese Republik, der vor keiner 
Mohren-Apotheke oder -Straße, 
vor keinem Denkmal, vor keiner 
Tradition oder vor gewachsenen 
Lebensweisen haltmacht.
Im Schlepptau der »Anti«-Ras-
sismus-Kampagne segeln der 
Genderismus, die Schwulen- und 
Lesben-Organisationen und nicht 
zuletzt die diversen Zentralräte.
Die Gelegenheit zum Großreine-
machen ist günstig wie nie und 
mit dem feinen Gespür für Mög-

Prophetische Worte?

»Die Neger dieses Lan-
des werden möglicher-
weise nie an die Macht 
kommen, aber sie ha-
ben Einfluß genug, das 
Chaos hereinbrechen 
und den Schlußvor-
hang über den ameri-
kanischen Traum fal-
len zu lassen.«
Der schwarze Schriftsteller Ja-
mes Baldwin in seinem Buch 
»100 Jahre Freiheit ohne Gleich-
berechtigung« (1964)

Bild nur in der 
gedruckten Ausgabe 

vorhanden.
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WIDERSTAND TUT NOT!

liches wird jetzt ausgelotet, wie 
weit der Bürger bereit ist, seine 
Schmerzgrenze zu verschieben. 
Was kann man ihm zumuten, be-
vor er anfängt zu quieken? Wir 
befürchten eine Menge. 

Die Inquisition 
feiert Auferstehung
Mit der Rassismus-Keule wird 
alles erschlagen, was seit jeher 
unsere Kultur prägt.
Die Vorsitzende des Integrations-
rates einer Großstadt in Nord-
rhein-Westfalen, die gebürtige 
Türkin Nagihan Erdas, erklärte 
z.B. in der WAZ vom 18.6.2020 
unwidersprochen:
»Es muß uns bewußt werden, 
daß Rassismus sich nicht nur 
gegen die Hautfarbe richtet, 
sondern vielmehr gegen alles 
Andersartige wie Herkunft, 
Hautfarbe, Religion, Sprache 
oder sexuelle Orientierung.«
So ist selbst der heilige Mauritius 
nicht mehr vor seiner Liquidie-
rung sicher. In Stuttgart-Möhrin-
gen, das früher einmal Mohrin-
gen hieß, stören sich die Kultur-
zerstörer am Stadtwappen. Das 
erinnert mit einem schwarzen 
Mohrenkopf an den Heiligen.
In Coburg stört man sich an den 
Gullideckeln, die mit dem Stadt-
wappen verziert sind ‒ dem 
heiligen Mauritius als Patron 
der Hauptkirche und der Stadt. 

  
 

 

Motiv als Aufkleber bestellbar

»Ein neuer, weit 
linker Faschismus«
US-Präsident Donald Trump 
in seiner Rede zum Unab-
hängigkeitstag der Verei-
nigten Staaten (4. Juli) über 
die »Anti-Rassismus«-Bewe-
gung in den USA (Auszug):
»Eine ihrer politischen 
Waffen ist es, die Kultur zu 
streichen, Menschen von 
ihren Arbeitsplätzen zu ver-
treiben, Andersdenkende 
zu beschämen und von je-
dem, der anderer Meinung 
ist, völlige Unterwerfung zu 
verlangen.
Das ist genau die Definiti-
on des Totalitarismus, er 
ist unserer Kultur und un-
seren Werten völlig fremd 
und hat in den Vereinigten 
Staaten von Amerika abso-
lut keinen Platz.
Dieser Angriff auf unsere 
Freiheit, unsere großarti-
ge Freiheit, muß gestoppt 
werden, und er wird sehr 
schnell gestoppt werden. 
Wir werden diese gefährli-
che Bewegung entlarven, 
die Kinder unserer Nation 
vor diesem radikalen An-
griff schützen und unsere 
geliebte amerikanische Le-
bensweise bewahren.
In unseren Schulen, un-
seren Zeitungsredaktio-
nen und sogar in den Vor-
standsetagen unserer Un-
ternehmen gibt es einen 
neuen, weit linken Faschis-
mus, der absolute Loyali-
tät fordert. Wenn Sie seine 
Sprache nicht sprechen, 
seine Rituale nicht ausfüh-
ren, seine Mantras nicht re-
zitieren und seine Gebote 
nicht befolgen, dann wer-
den Sie zensiert, verbannt, 
auf die schwarze Liste ge-
setzt, verfolgt und bestraft.
Das wird uns nicht passie-
ren.«

Als Stadtwappen mußte er dort 
schon einmal weichen: Von 1934 
bis 1945 wurde er durch einen 
SA-Dolch ersetzt.
Ob Mohrenstraßen, Bismarck-
straßen, Hindenburg- oder Wil-
helmstraßen, alles gehört auf 
Forderung der Inquisitoren in 
den Reißwolf.
Wie lange schauen die Wähler 
der »bürgerlichen« Parteien 
noch zu, wie die gewachsene 
Kultur unseres Volkes und die 
staatliche Ordnung in diesem 
Land ausgehöhlt werden?
Unter der Überschrift »Freiheit 
und Gleichheit« segeln Rote, 
Grüne, Migrantenverbände, Kir-
chen, Massenmedien und die 
gewählte Regierung im Gleich-
klang. Das Ergebnis ist die Ein-
schränkung unserer Freiheit; 
mit der »Gleichheit« wird man 
genauso grandios scheitern, wie 
die Marxisten weltweit schon seit 
150 Jahren.
Der »Anti-Rassismus«-Werbe-
feldzug ist die größte Menschen-
Verdummungs-Kampagne der 
Neuzeit.
Wenn auf deutschen Straßen 
straflos skandiert werden 
kann »Polizei = Nazi«, kann 
man ahnen, was uns droht.
Wo bleibt da der einst 
hochgepriesene »Aufstand 
der Anständigen«?
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Ein bunter »Event-Strauß« aus 
aller Herren Länder tobt durch 
Deutschlands Städte. Stuttgart 
und Frankfurt sind der Anfang – 
man läuft sich erst warm für die 
wirklich großen »Events«, die 
uns bei steigender Arbeitslosig-
keit und geringeren Sozialleistun-
gen bevorstehen.
Aber wir sind ja lernfähig! Wäh-
rend wir zu Anfang noch glaub-
ten, eine marodierende Bande 
jugendlicher Gewalttäter wäre 
durch Stuttgart und Frankfurt ge-
zogen, wissen wir jetzt durch Po-
litik und Medien, daß es hier die 
übliche »Party-Szene« war, die 
ein »Event« gefeiert hat.
Das Tollste daran ist, es war ein 
»bunter Strauß« an Nationalitä-
ten. In Deutschland Polizisten zu 
verprügeln ist ungefährlicher und 
macht auch viel mehr Spaß als 
im Heimatland ‒ dort könnte es 

nämlich etwas »auf die Fresse« 
(frei nach Nahles) geben.
Von den festgenommenen Ran-
dalierern ‒ in den Systemmedien 
wurden betrunkene, junge Leu-
te daraus ‒ haben einige einen 
deutschen Paß (was immer das 
heißen mag) und der Rest hat die 
kroatische, portugiesische, iraki-
sche, lettische … und … und … 
Staatsbürgerschaft.
Wie man sieht, nur ein kleiner 
Ausschnitt aus der bunten Vielfalt 
in dieser Republik.
Über die Kreativität, mit der Be-
griffe umgedeutet werden, kann 
man sich nur wundern. Was ge-
stern noch die »Migrantifa« war 
heißt jetzt »Party-Szene«.
Man kommt aus dem Staunen 
nicht mehr heraus, wenn man 
sieht, mit welcher Sprachakro-
batik Politiker und Medien die 
Terror-Nächte in Stuttgart und 
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Treffender kann man es 
kaum formulieren:

»Hier treffen kampf-
bereite junge Noma-
den aus Milieus, in 
denen blutige Gewalt 
alltäglich ist, auf im 
Wohlstand erschlaff-
te Edelmenschen, de-
ren ganze Sorge ihrer 
Bio-Kost, dem Ferien-
haus in der Toscana 
und Krötenschutzzo-
nen galt.«
Chaim Noll auf »Die Ach-
se des Guten. Achgut.com« 
über die Stuttgarter »Krawall-
nacht«
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»DA KOMMT NOCH WAS AUF UNS ZU«!

Frankfurt umlügen. Angefangen 
von den Kommunisten, die das 
Verhalten der Polizei untersu-
chen wollen, um aufzuklären, von 
welcher Seite die Gewalt ausging 
über die »Salonbolschewisten«, 
die Corona und den »verständ-
lichen Frust der jungen Leute« 
für die Gewaltausbrüche verant-
wortlich machen bis hin zu den 
»Bürgerlichen« und der Polizei-
führung, die von einer »Party-
Szene« sprechen und keine po-
litischen oder ideologischen Hin-
tergründe erkennen können bzw. 
wollen.
Bei Rot/Grün ist es überflüssig 
zu hinterfragen, welche Motive 
sie leiten, um solchen gequirlten 
Unsinn zu verbreiten. Ihnen geht 
es darum, mit Hilfe von Migran-
ten und der Antifa unsere sy-
stemrelevanten Institutionen, wie 
die Polizei oder die Justiz, sofern 
diese nicht schon in den rotgrü-
nen Händen sind, zu zerstören.
Völlig unverständlich bleiben die 
Kommentare und Stellungnah-
men »bürgerlicher« Medien und 
Politiker, die an Feigheit, Dumm-
heit, Ignoranz und Dekadenz 
kaum noch zu überbieten sind ‒
oder ist es nur die andere Seite 
der gleichen Medaille?

Es wurde 
immer bizarrer
Kaum 24 Stunden nach der Cha-
oten-Nacht in Stuttgart wurde 
bereits in den linken Medien an 
»Narrativen« gebastelt. Auslöser 
sei die Polizei – Punktum, dies ist 
alternativlos, basta!
Ein 17jähriger Deutscher, »hell-
häutig«, wie die Polizei explizit 
betont, wurde auf Drogen kon-
trolliert und schwups! eskalierte 
die Gewalt.
Da es zur Party-Grundausrü-
stung eines jeden jungen, auf-
rechten, demokratischen Antiras-
sisten gehört, waren auch umge-
hend Sturmhauben und Schutz-
masken zur Hand – Steine und 
andere Wurfgeschosse lagen wie 
bestellt am Wegesrand.

So kam eins zum anderen. Po-
lizeiwagen standen im Weg, 
wurden daher entglast und zer-
deppert, Schaufensterscheiben 
luden nicht nur zum Schauen, 
sondern auch zum Eintreten ein 
und einigen Polizisten mußte 
handgreiflich klar gemacht wer-
den, daß man doch durch Rot/
Grün einen Freibrief habe und 
sie sich gefälligst rauszuhalten 
hätten.
Als strammer Antikapitalist muß-
te man auch die Auslagen in den 
Schaufenstern und in den Rega-
len konfiszieren, damit Gleichheit 
unter den Menschen herrsche.
Politische Motive konnte die Po-
lizei nicht ausmachen ‒ auch die 
Politiker rätseln bis heute! 
Ausgerechnet der grüne Ober-
bürgermeister von Stuttgart, Fritz 
Kuhn, wunderte sich: »Ich bin 
schockiert von dem Ausbruch 
an Gewalt, von den Angriffen auf 
die Polizei und den Zerstörungen 
in unserer Stadt ... Das ist ein 
trauriger Sonntag für Stuttgart. 
Wir analysieren das Geschehen 
sorgfältig. Eines muß klar sein: 
Es darf keine rechtsfreien Räume 
in Stuttgart geben.«
Dann analysiert mal schön wei-
ter, oder könnte es sich um die 
sogenannte »Migrantifa« han-
deln!? ‒ nur mal so’ ne Idee.
Auch der unvermeidliche Cem 
Özdemir kommentierte: »Bin 
erschüttert über die schlimmen 
Ereignisse in unserer Stadt Stutt-
gart. Egal, aus welcher Richtung 
diese idiotische Zerstörungsge-
walt kommt, es gibt dafür keine 
Rechtfertigung! Die Täter müs-
sen gefaßt werden. Danke an 
alle Einsatzkräfte & den Verletz-
ten gute Besserung!«
Ja, Cem, jetzt beginnt das große 
Rätselraten, aus welcher Ecke 
die Gewalt wohl kommt?
Wenn wir auch die einzelnen 
Gewalt-Chaoten nicht benennen 
können, ihre geistigen Väter ‒ 
und natürlich auch Mütter ‒ sind 
sehr wohl aus Politik und »Funk 
und Fernsehen« bekannt.

Schuld ist nur 
die Polizei
Es dauerte keine Woche, bis 
die linke Front endlich einen 
Anlaß gefunden hatte, um 
von den kriminellen Taten in 
der Stuttgarter Terror-Nacht 
abzulenken:
Die Stuttgarter Polizei ist 
doch rassistisch!
Beweis: Es existiert eine Ton-
aufnahme aus der Stuttgarter 
»Krawallnacht«, auf der ein 
Polizist die Randalierer als 
»Kanaken« bezeichnet (laut 
Wikipedia findet dieser Begriff 
»sowohl als Schimpfwort als 
auch mittlerweile als einfa-
cher, salopper Alltagsbegriff 
sowie Selbstbezeichnung Ge-
brauch«).
Völlig geschockt von der 
ungehemmten Gewalt be-
schreibt der Polizist die Er-
eignisse: »Die Kollegen sind 
massiv mit Steinen, Flaschen 
beworfen worden. Hier ist 
Land unter. Das sind Krawalle 
fast wie in Amerika. [...] Leute, 
bleibt bloß daheim.«
Er wundere sich, daß noch 
kein Kollege tot sei. »Das ist 
Krieg. Wir befinden uns heute 
Nacht im Krieg. Ich übertrei-
be nicht. [...] Ich bin schon 
lang genug bei der Polizei, 
aber das macht mich wirk-
lich fassungslos. Da kommt 
noch was auf uns zu.« Wie er 
glaubt, ist dies »erst der Auf-
takt von dem, was man geholt 
hat«.
Und dann sagt er an einer 
anderen Stelle, da »nur Kana-
ken« an den Krawallen betei-
ligt seien.
Das sieht verdammt nach Är-
ger aus ‒ vor allem, weil sein 
oberster Chef von einer »Par-
ty- und Event-Szene« sprach.
Triumphierend vermeldete die 
System-Presse: »Übeltäter ist 
bekannt und sieht einem Dis-
ziplinarverfahren entgegen«.
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Thomas Mohr, der 
Vorsitzende der Ge-
werkschaft der Polizei 
in Baden-Württem-
berg, kritisiert in ei-
nem Brief an einen 
UN-Leser scharf die 
Verharmlosung der 
»Schreckensnacht« 
von Stuttgart als 
»Event der Partysze-
ne«, wie sie von Po-
litikern und System-
medien bezeichnet 
wurde:
»Nach den Ereignis-

nung und "Klicks" in der Szene, 
die man im wahren Leben nicht 
erfährt.
Durch das menschenverachten-
de Verhalten haben die Randa-
lierer auch gezeigt, was sie von 
unserer Gesellschaft, dem geord-
neten und sicheren Miteinander, 
halten.
In Stuttgart wurde nicht nur die 
Polizei angegriffen, sondern auch 
die Rahmenbedingungen unse-
rer Demokratie überschritten und 
die Rechtsstaatlichkeit mit Füßen 
getreten.
Die Politik fordert Rückhalt für die 
Polizei! Das ist dann andernorts 
die gleiche Politik, die bewußt 
und gewollt "ihre Polizei" durch 
ein Antidiskriminierungsgesetz, 
wie in Berlin, oder durch Aussa-
gen der Polizei generell Rassis-
mus unterstellt, sie am liebsten 
auf die "Müllhalde" zu entsorgen, 
wie es medial publiziert wurde. 
Das motiviert und befeuert solche 
Ereignisse nicht nur in Stuttgart.
Ich wünsche mir, daß sich die 
Bevölkerung auch optisch hinter 
ihre Polizei stellt und man nicht 
einfach zur Tagesordnung über-
geht. Die Polizei erfährt jährlich, 
nach Umfragen, einen hohen 
Stellenwert innerhalb der Bevöl-
kerung. Darum darf sie jetzt nicht 
den Eindruck haben, daß ihr 
rechtsstaatliches Handeln gene-
rell immer in Frage gestellt wird.

Wir brauchen von der 
Politik keine Lippen-
bekenntnisse, son-
dern es müssen end-
lich Taten folgen.
Die Polizei kann ge-
sellschaftliche Pro-
bleme nicht alleine 
lösen. Seit Jahren 
stelle ich fest, daß 
uns, der Gesellschaft, 
womöglich viele jun-
ge Männer, die in 
Deutschland geboren 
sind und einen Mi-
grationshintergrund 

sen am Wochenende in Stutt-
gart, 19 meiner Kollegen verletzt, 
12 Polizeifahrzeuge zerstört, 30 
Geschäfte verwüstet und acht 
geplündert, ist die Anteilnahme 
aus der Politik wieder groß. Zwi-
schenzeitlich hatte ich Kontakt 
mit Kollegen, die in der Nacht in 
Stuttgart eingesetzt waren. Ich 
möchte Ihnen teilweise hier de-
ren Frustration und Eindrücke 
wiedergeben.
Wer hier die Randalierer einer 
"Event- und Party-Szene" zuord-
net, verharmlost das Grundpro-
blem. Nach Schilderungen der 
Einsatzkräfte vor Ort handelte es 
sich um überwiegend migranti-
sche Jugendliche, Heranwach-
sende, aber auch Erwachsene 
in größerer Zahl, die sich grund-
sätzlich an keine Verhaltensre-
geln halten. "Das sind weitge-
hend testosterongeladene junge 
Männer, die in der Gruppendyna-
mik schnell eskalieren!"
Der Organisierungsgrad, oft 
durch die sozialen Plattformen 
emotional transportiert, ist bei 
dieser Gruppe hoch.
Das Provokationsverhalten und 
die ausgeprägte Eskalations-
neigung dieser Personengrup-
pen war auch Auslöser bei der 
vorausgegangenen Personen-
kontrolle durch die Polizei. Das 
Ganze dann als Foto und Video 
online zu stellen, bringt Anerken-

haben, die überwiegend in einer 
"virtuellen Parallelwelt" (sozialen 
Netzwerken) leben, entgleiten. 
Die kein Benehmen haben, kei-
nen Respekt gegenüber ihren 
Mitmenschen haben, staatliche 
Institutionen verhöhnen und lä-
cherlich machen, fremdes Eigen-
tum mutwillig zerstören und ex-
plosiv in der Gruppe gewaltbereit 
sind.
Die Coronakrise und den Kon-
sum von Alkohol kausal dafür 
mitverantwortlich zu machen, ist 
meiner Meinung nach zur kurz 
gesprungen. Die Ursache liegt in 
den von mir dargestellten Verhal-
tensweisen.
Ich kenne aber auch die Meinung 
von vielen Menschen mit Migra-
tionshintergrund aus meinem 
Freundes- und Bekanntenkreis.
Die lehnen durchweg ein solches 
Verhalten ab und ärgern sich 
über die "Rufschädigung", die sie 
dadurch wahrnehmen.
Ich bin gespannt, wie man nun 
an das grundsätzliche Problem 
herangehen wird. In Mannheim 
hatten wir ein ähnliches Problem, 
das man konsequent und wir-
kungsvoll angegangen ist. Hier 
hat man sofort eine Ermittlungs-
gruppe gegründet, die erfolgreich 
Ermittlungen gegen alle Straftäter 
und Randalierer geführt hat und 
mit gezielter Überwachung im öf-
fentlichen Raum präsent war.«
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»EINE ZENSUR FINDET NICHT STATT.« (ART. 5 GG)

Wenn Sie als Drehbuchautor, 
Regisseur oder Produzent in 
Hamburg oder Schleswig-Hol-
stein an Gelder der Filmförde-
rung kommen wollen, müssen 
Sie im Vorfeld eine »Diversi-
ty Checklist« ausfüllen. Erst 
wenn Sie nachweisen können, 
daß Sie der multikulturellen 
Gesellschaft Vorschub leisten, 
fließt die Kohle.
Aber lassen wir einmal die Film-
förderung Hamburg/Schleswig-
Holstein (FFHSH) selbst zu Wort 
kommen: 

»Mehr Diversität 
im Film
Gute und erfolgreiche Filme 
kommen ohne Klischees und ste-
reotype Rollenbilder aus. Doch 
wir wissen aus etlichen Studien, 
daß es vor und hinter der Kame-
ra noch viel zu tun gibt, bis alle 
Menschen unabhängig von Ge-
schlecht, Alter, Herkunft, Haut-

farbe, Orientierung und anderen 
Merkmalen die gleichen Chan-
cen bekommen, sich auszudrük-
ken oder mit den eigenen Erfah-
rungen im Film repräsentiert zu 
werden.
Die Filmbranche hat die Verant-
wortung und auch Chance, un-
sere Alltagsumgebung und die 
vielfältige Gesellschaft in ihrer 
Diversität abzubilden, ohne in 
Klischees zu verfallen oder unbe-
wußte Vorurteile zu bestätigen.

Der Filmnorden 
soll bunter werden
Die FFHSH nimmt sich dieser 
Verantwortung an: Neben einer 
diversen Besetzung unserer För-
dergremien, wollen wir auch un-
sere Fördernehmer*innen stärker 
für das Thema Diversität sensibi-
lisieren. Vor einigen Jahren ha-
ben wir mit dem "Grünen Dreh-
paß" das Thema "ökologische 
Nachhaltigkeit" auf die Agenda 

unserer Branche gesetzt. Auf 
gleiche Weise fragen wir nun, 
ob die Filmbranche Vorbild sein 
kann, um Vorurteile gegenüber 
marginalisierten Gruppen in un-
serer Gesellschaft abzubauen 
und ein selbstverständliches Mit-
einander zu befördern – ohne 
dabei die künstlerische Freiheit 
oder arbeitsrechtliche Fragen zu 
berühren.«

Und dann wird 
Klartext gesprochen:
»Ab sofort sind Antrag-
steller*innen dazu verpflichtet, 
einen Fragenkatalog zur Diver-
sität ihres geplanten Projektes 
zu beantworten. So sollen sie 
zur bewußten Beschäftigung mit 
dem Thema Diversität und zur 
kritischen Überprüfung des eige-
nen Handelns angeregt werden. 
Sehen wir im geplanten Filmpro-
jekt Menschen mit Behinderung? 
Wie viele Frauen sind in leiten-
den Funktionen am Projekt be-
teiligt? Gibt es im Team People 
of Colour? Und wenn nein: Wa-
rum nicht? Wir wissen, daß die-
se Checklist nur ein Anfang sein 
kann. Daher bleiben wir weiterhin 
im Austausch mit der Branche, 
um die Liste fortlaufend anzupas-
sen und weitere Maßnahmen zu 
entwickeln.«
Natürlich dient dieser Fragebo-
gen nicht der Kontrolle oder Zen-
sur, die finden in einem Rechts-
staat wie der Bundesrepublik ja 
nicht statt. Die Filmförderung mit 
Steuergeldern dient lediglich der 
volkspädagogischen Erziehung 
im Sinne der politischen Korrekt-
heit.
Wer sich dem Zeitgeist nicht 
beugt, bekommt kein Geld. So 
einfach geht das!

Es geht um eine Menge Geld! Etwa 450 Millionen Euro geben Bund und Länder jährlich für die Filmför-
derung aus. Um an diesen Geldtopf zu kommen, ist es in Zukunft noch weniger wichtig einen guten und 
erfolgreichen Film zu drehen, nein, man muß vor allem »divers« sein.
Wundern Sie sich also bitte nicht, wenn Sie in Zukunft in deutschen Filmen gehäuft Schwarze, »People of 
Color«, Lesben, Schwule, Quere, Behinderte und Durchgeknallte sehen werden ‒ muß auch nicht unbe-
dingt handlungsrelevant sein, hat aber etwas mit dem Geldtopf zu tun.

0101

Vielfalt vor und hinter der Kamera
Im Sinne der Präambel unserer Förderrichtlinie steht die FFHSH für die Abbildung  
einer vielfältigen, multikulturellen und inklusiven Gesellschaft ohne Diskriminierung 
auf Grund von Alter, Aussehen, Behinderung, Geschlecht, Hautfarbe, Herkunft,  
Religion oder Weltanschauung, sexueller Identität oder sozioökonomischem Status.

Die Filmbranche hat die Verantwortung und auch die Chance, diese diverse Ge- 
sellschaft, die in unserer Alltagsumgebung gegenwärtig ist, auch im Film zu reprä-
sentieren — ohne in Klischees zu verfallen oder unbewusste Vorurteile zu bestätigen. 

Die FFHSH nimmt diese Verantwortung an. Mit einer vielfältigen Besetzung unserer 
Fördergremien wollen wir auch unsere Fördernehmer*innen stärker für das Thema 
Diversität sensibilisieren. Wir denken, dass die Filmbranche Vorbild sein kann, um 
Vorurteile gegenüber marginalisierten Gruppen in unserer Gesellschaft abzubauen 
und ein selbstverständliches Miteinander zu befördern.

Durch die verpflichtende Beantwortung eines Fragenkatalogs bei Antragstellung  
wollen wir — ohne die künstlerische Freiheit oder arbeitsrechtliche Fragen zu berüh- 
ren — zur tieferen Beschäftigung mit dem Thema und kritischen Überprüfung des  
eigenen Handelns anregen und ein besseres Verständnis dafür entwickeln, inwieweit 
die oben formulierten Werte in den bei uns zur Förderung beantragten Projekten 
schon abgebildet sind.

Zugleich ermutigen wir Sie, auch als minoritäre Koproduzent*in Ihren Einfluss auf 
Ihre Partner*innen geltend zu machen, den oben genannten Grundsätzen entspre-
chend zu agieren.

Die Diversity Checklist beruht auf gesetzlichen Grundlagen, z.B. auf dem Allgemei-
nen Gleichbehandlungsgesetz (AGG von 2006) sowie auf Ansätzen ausländischer 
Filmförderinstitute und wird im Dialog mit der Branche weiterentwickelt. 

 Diversity Checklist
 Development Spielfilm 
 Anlage zum Förderantrag

 Filmförderung Hamburg 
 Schleswig-Holstein 
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sein muß. Man kann allen »Aus-
getretenen« nur zu ihrem gesun-
den Menschenverstand gratulie-
ren.
Kirchen, deren Oberhäupter ihre 
seelsorgerische Aufgabe schwer-
punktmäßig darin sehen, große 
Teile der Bevölkerung - es geht 
ja weit über die Wählerschaft der 
AfD hinaus - zu diffamieren und zu 
diskreditieren und gleichzeitig ei-
ner Überfremdung Deutschlands 
Vorschub zu leisten, haben ihren 
Auftrag verfehlt und sind überflüs-
sig geworden.

»Martin Luther wäre entsetzt 
über eine Kirche, die sich des 
Evangeliums schämt. Sie ei-
ert herum. Sie verkündet Kli-
ma statt Gnade, Bunt statt 
Bibel und Unverbindlichkeit 
statt Mission. Luther schrieb: 
"Denn der eigentliche Gegen-
stand der Theologie ist der der 
Sünde schuldige Mensch und 
der rechtfertigende Gott und 
Heiland dieses Sünders. Was 
außer diesem Gegenstand 
in der Theologie gesucht und 
verhandelt wird, ist Irrtum und 
Gift."
Nach dieser Bewertung ist die 
heutige EKD-Kirche eine Gift-
küche. Warum sollte man in ei-
ner solchen Kirche bleiben?«
»Der schmale Weg«, Ausgabe 3/2020 

(Christlicher Gemeinde-Dienst)

Ein Untoter 
meldet sich zu Wort
Christian Wulff, der mit einem 
sechsstelligen »Ehrensold« be-
dachte Bundespräsident a.D., 
der meinte, der Islam gehöre zu 
Deutschland, meldet sich in der 
»Rassismus«-Debatte zu Wort.
In einem Interview mit der Neu-
en Osnabrücker Zeitung beklagt 
er »gravierenden Rassismus« in 
Deutschland:
»Deutschland eiert da immer 
noch rum [...] daß sich Deutsch-

NACHBESTELLEN UND WEITERGEBEN

 

Kirche in 
falschem Fahrwasser?
Ende 2019 gründete die evange-
lische Kirche (EKD) ein »Bündnis 
zur Seenotrettung« und beschloß, 
ein eigenes »Rettungs«-Schiff ins 
Mittelmeer zu entsenden und da-
mit Flüchtlinge nach Europa zu 
schleusen.
Mit Unterstützung von ProAsyl, 
Campact, diversen Flüchtlings-
räten und weiteren Unterstützern 
(eine Liste findet sich im Internet) 
wurde um Spenden gebettelt.
Bei einer Versteigerung erhielt 
das Bündnis am 30.1.2020 für 
1.300.005,99 Euro (netto) den 
Zuschlag für das ehemalige For-
schungsschiff »Poseidon«, wel-
ches anschließend in Spanien 
umgebaut wurde.
Wegen des Corona-Ausbruchs 
verzögerte sich bislang der be-
reits für April geplante Beginn der 
»Seenot-Rettung«.

Die Flucht aus den 
christlichen Kirchen
Jetzt liegen die Zahlen der Kir-
chenaustritte für 2019 vor: 
272.221 waren es bei der katho-
lischen und rund 270.000 bei der 
evangelischen Kirche.
Möge der ein oder andere den 
Rückgang christlicher Werte be-
dauern ‒ was nicht ursächlich mit 
einer Mitgliedschaft in einer der 
beiden großen christlichen Kir-
chen in Deutschland gekoppelt 

land ehrlich machen und einse-
hen muß, welche gravierenden 
Defizite weiterhin bestehen und 
wie Menschen in unserer Gesell-
schaft immer noch ausgegrenzt 
werden«. Er wünsche sich, »daß 
jede und jeder Einzelne überall 
immer wieder verdeutlicht, daß es 
nicht nur normal, sondern ein ech-
ter Gewinn ist, daß in unserem 
Land Menschen unterschiedlicher 
Herkunft, Religion und Orientie-
rung gut auf dem Boden unseres 
Grundgesetzes zusammenle-
ben«.
Und was nicht fehlen darf: »Viel-
falt ist manchmal sicher nicht ein-
fach, aber das Gegenteil ist Ein-
falt. Und wer will schon einfältig 
sein?«
Auf einen Kommentar zu dieser 
Steilvorlage müssen wir leider 
verzichten, da auch ein Ex-Bun-
despräsident einen besonderen 
»Beleidigungsschutz« genießt.

Sozialdemokratische 
Großzügigkeit
Saskia Esken, der Sonnenschein 
der SPD, erhält aus der Partei-
kasse jeden Monat 9.000 Euro 
für ihren Dienst an der Sozialde-
mokratie. Kein Cent davon ist ver-
geudet, da ihre Sterbehilfe für die-
sen desaströsen Haufen mit Geld 
gar nicht aufzuwiegen ist.
Zu den 9.000 Euro kommen 
noch die rund 10.000 Euro Diä-
ten aus dem Bundestagsmandat 
plus über 4.000 Euro steuerfreie 
Kostenpauschale ‒ ergibt satte 
23.000 Euro pro Monat.
Wenn in Zukunft die Reichen von 
den Linken erschossen werden 
und die SPD den Rest enteignet 
reicht es wenigstens noch für eine 
eigene schmucke Jacht in der Ka-
ribik.
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Wenn Sie diese UN-
Ausgabe wie auch die 
bisherigen studiert und 
»inhaliert« haben, liebe 
Leser, sind wir uns wohl 
einig: Unser Land und 
Volk driften ins Chaos, 
in die Auflösung.

Der Volksaustausch 
nimmt Fahrt auf, in 
vielen Städten und 
Stadtteilen und an den 
meisten Grundschulen sind die Deutschen schon 
eine Minderheit, ohne daß die Politiker oder die 
Mächtigen, die die Politik bestimmen, gegensteu-
ern. Es fällt schwer, dahinter nicht einen Plan der 
Strippenzieher der »Neuen Weltordnung« zu ver-
muten.

Die schlimmsten Feinde 
unseres Volkes aber sind 
mitten unter uns: Deut-
sche, die einen unbändigen 
Haß auf dieses Volk haben 
und diesen Haß öffentlich 
ausleben, wie es das Plakat 
zeigt, mit dem die GRÜNE 
JUGEND JENA öffentlich 
und straflos für den Volks-
tod wirbt.

Es genügt nicht, wenn nur 
Sie die UN lesen, liebe Leser! Geben Sie die UN 
an Ihre Mitmenschen weiter oder bestellen Sie 
weitere Exemplare nach! Rütteln Sie Ihre Mit-
menschen auf, endlich wach zu werden! 

Wohin driften unser Land und unser Volk?

Bodo Ramelow, Ministerpräsi-
dent von Thüringen und von Mer-
kels Gnaden (vgl. UN 3/2020), 
zeigte im Parlament sein wahres 
Gesicht. 
Bei einer Debatte am 17.7.2020 
über den Umgang mit »NSU«-
Akten und über den Verfas-
sungsschutz erinnerte der AfD-
Landesvorsitzende Stefan Möller 
daran, daß auch Ramelow in der 
Vergangenheit vom Verfassungs-
schutz beobachtet worden war. 
Dabei richtete er sich direkt an 
den Ministerpräsidenten mit den 
Worten: »Wer da schon alles Tol-
les beobachtet wurde, nicht wahr, 
Herr Ramelow?«
Daraufhin flippte Ramelow kom-
plett aus, zeigte Möller den Mit-
telfinger und beschimpfte ihn als 
»widerlichen Drecksack«.
In einem anschließenden mdr-In-
terview bekräftigte er seine »wi-
derliche« Aussage: »Es gehört 
sich nicht, im Parlament so was 
zu sagen, was ich gesagt habe 
aber ich wiederhole es, Herr Möl-

ler ist mit dem, was er gerade im 
Parlament gemacht hat, aus mei-
ner Sicht ein widerlicher Dreck-
sack.«
Daß die SED ihre Blockparteien 
in Thüringen noch immer im Griff 
hat, zeigt sich in der »Empörung« 
der »bürgerlichen« Parteien, die 
wie gewohnt wachsweich ausfiel.
So ermutigt, legte Ramelow 
nach. In altbewährter SED-Ma-
nier spielte er sich als Retter der 
Demokratie auf:  Er werde seine 
»antifaschistische Grundhaltung 
niemals von der AfD instrumenta-
lisieren lassen«.

Beifall bekam er von 
seiner »blumenwer-
fenden« Fraktions-
vorsitzenden Susan-
ne Hennig-Wellsow. 
Sie sah in der Belei-
digung die »einzig 
anständige Reaktion 
auf einen Unanstän-
digen«.
Fazit: Alles halb so 
schlimm, es wurde 
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ja nur ein AfD-Abgeordneter be-
leidigt.
Man stelle sich das Ganze mit 
umgekehrtem Vorzeichen vor:
Ein Sturm der Entrüstung würde 
durch sämtliche Systemmedien 
rasen, bundesweite Lichterketten 
gegen den »Faschismus« wür-
den organisiert und die Forde-
rung nach einem Verbot der AfD 
wäre das Mindeste. Alles würde 
natürlich vollkommen demokra-
tisch ablaufen, Drohbriefe mit 
Gewaltandrohungen zu verschik-
ken, das machen schließlich nur 
»böse Nazis«.
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BEZAHLTE MEINUNGSMACHE

Was treibt einen US-Milliar-
där dazu, bundesdeutsche 
»Leitmedien« zu unterstüt-
zen?
Zuerst kursierten die Meldun-
gen, daß bundesdeutsche 
Medien von der »Bill & Me-
linda Gates Stiftung« finan-
ziert würden, nur in »politisch 
unkorrekten« Zeitschriften, 
auf Netzseiten und in »Haß-
postings« sogenannter »Ver-
schwörungstheoret iker«, 
galten also amtlich als »un-
glaubwürdig«.
Erst nachdem die Stiftung 
ihre Liste der vergebenen 
Zuschüsse  veröffentlicht hat-
te, in der u.a. DIE ZEIT und 
DER SPIEGEL als Empfän-
ger großzügiger Fördergel-
der ausgewiesen wurden, 
sah sich DER SPIEGEL ge-
zwungen, »Fragen und Ant-
worten zur Förderung durch 
die Gates-Stiftung« zu veröf-
fentlichen.
Für das auf drei Jahre ange-
legte Projekt »Globale Ge-

sellschaft« erhält DER SPIE-
GEL seit dem Jahr 2019 
jährlich 760.000 Euro, also 
insgesamt 2,3 Millionen Euro.
Aber auch schon vorher floß 
Geld: Für das Projekt »Expe-
dition Übermorgen« (Laufzeit 
2016 bis 2018, Förderung 
250.000 Euro) und für das 
Flüchtlingsprojekt »The New 
Arrivals«, das sich den The-
men Flucht und Migration 
widmete (Laufzeit 2017 bis 
2018), gab es 175.000 Euro.
Wortreich versichert DER 
SPIEGEL, all das hätte kei-
nerlei Einfluß auf den redak-
tionellen Inhalt seiner Artikel, 
man sei völlig frei und unab-
hängig in der Berichterstat-
tung und der Meinungsbil-
dung.
Das gilt natürlich auch für die 
Wochenzeitung DIE ZEIT, die 
im Dezember 2019 300.000 
Dollar erhielt – einfach so, 
ohne eigennützige Motive 
des Herrn Gates. 
Wer´s glaubt, wird selig!

Geld stinkt nicht, aber macht fügsam
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(für Rückfragen)

Ab sofort wird nicht mehr 
Vollgas gegeben, sondern auf 
den Knien gerutscht.

Auf die Knie!
Vor dem Start zum ersten For-
mel-1-Rennen in dieser Saison 
am 5.7.2020 in Österreich hatte 
Lewis Hamilton seine Mitfahrer 
moralisch unter Druck gesetzt 
und von ihnen den »antirassisti-
schen Kniefall« abverlangt.
Auch die Fahrergewerkschaft 
GPDA war davon ausgegangen, 
daß alle 20 Teilnehmer des Ren-
nens in Österreich sich dieser 
entwürdigenden Prozedur unter-
ziehen würden.
Falsch gedacht ‒ sechs Fahrer 
zeigten Rückgrat und beugten 

zum Beginn des Rennens nicht 
ihre Knie in Erinnerung an einen 
in den USA durch polizeiliche 
Maßnahmen ums Leben gekom-
menen drogenabhängigen Kri-
minellen.

Silberpfeile sind  
jetzt schwarz lackiert
Alle Welt kennt die legendären 
Mercedes-Silberpfeile, die seit 
Jahrzehnten »silbern« sind. Nun 
wurden sie im Sinne der »Black-
Lives-Matter«-Kampagne um-
lackiert ‒ jetzt sind die Silber-
pfeile schwarz.
Wenn man denkt, irrer geht´s 
nicht mehr, wird man eines 
Besseren belehrt.

Bild nur in der 
gedruckten Ausgabe 

verfügbar.


